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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Durchführung einer Straßenverkehrsunfallstatistik 

(StVUnfG) 

— Drucksache 2310 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schulze-Pellengahr 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung 
einer Straßenverkehrsunfallstatistik (StVUnfG) — - 
Drucksache 2310 — wurde dem Deutschen Bundestag 
am 10. Dezember 1960 zugeleitet, in der 138. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 18. Januar 1961 in 
erster Lesung beraten und ohne Aussprache dem 
Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
überwiesen. Der Ausschuß hat sich in seiner Sitzung 
vom 1. März 1961 abschließend mit dem Entwurf 
befaßt. 

Durch den von der Bundesregierung eingebrach- 
ten Gesetzentwurf soll die ununterbrochene, unver- 
änderte Fortführung der Straßenverkehrsunfallstati- 
stik gesichert werden. Bisher wurde die Statistik auf 
Grund der „Verordnung zur Durchführung einer 
Straßenverkehrsunfallstatistik" vom 11. April 1959 
(Bundesanzeiger Nr. 78 vom 24. April 1959) geführt. 
Diese Verordnung tritt am 31. Juli 1961 außer Kraft. 
Der Erlaß eines Gesetzes liegt im Interesse der Ver- 
waltungsvereinfachung. Die in der Nachkriegszeit 
gewonnenen Erfahrungen mit der Erhebungsmethode 
für diese Statistik erstrecken sich auf einen aus- 
reichend langen Zeitraum. Der Erlaß einer neuen 
Rechtsverordnung auf Grund des § 6 Abs. 2 StatGes 
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
scheidet aber auch aus, weil die voraussichtlichen 
Kosten der Erhebung den als Höchstgrenze im 
StatGes vorgesehenen Betrag überschreiten. 


Die Straßenverkehrsunfallstatistik ist — darüber 
besteht allseitig Einigkeit — dringend notwendig, 
um Unterlagen für Maßnahmen zur Verbesserung 
der Verkehrssicherheit und damit zur Bekämpfung 
der Straßenverkehrsunfälle zu gewinnen. Angesichts 
der Zahl von 14 000 Toten und 436 000 Verletzten 
sowie angesichts von Millionenschäden bei 610 000 
Unfällen, die lediglich Sachschaden verursachten, im 
Jahre 1960 hält es der Ausschuß für Verkehr, Post- 
und Fernmeldewesen für dringend erforderlich, die 
Ursachen und die Begleitumstände der Straßenver- 
kehrsunfälle laufend statistisch zu erfassen und aus- 
zuwerten, um alle denkbaren geeigneten Maßnah- 
men zur Verbesserung der Verkehrssicherheit tref- 
fen zu können. 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf in der Fas- 
sung der Regierungsvorlage einstimmig angenom- 
men. 

Während der Aussprache griff der Ausschuß auch 
die vom Bundesrat angeschnittene Frage der Zu- 
stimmungsbedürftigkeit — Bundesratsdrucksache 
316/60 (Beschluß) — auf. Auch in dieser Frage schloß 
er sich der Auffassung der Bundesregierung an. 

Der Ausschuß war ferner der Meinung, daß es 
wünschenswert wäre, Untersuchungen über Art und 
Höhe der bei Verkehrsstraftaten gleicher Art in der 
Bundesrepublik verhängten Strafen anzustellen. 


Bonn, den 14. März 1961 


Schulze-Pellengahr 

Berichterstatter 


Aasschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2310 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 1. März 1961 

Der Ausschuß für Verkehr, 

Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Bleiß Schulze-Pellengahr 

Vorsitzender Berichterstatter 
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